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I. 
Allgemeine Anmerkungen 
 
Angesichts der Notwendigkeit, durch eine effiziente und bedarfsgerechte Nutzung innovativer 
5G-Anwendungen die Wettbewerbsfähigkeit aller Marktakteure am Wirtschaftsstandort Deutsch-
land und dessen Attraktivität zu sichern, ist es essentiell, im Rahmen der Bereitstellung von 5G-
Pionierbändern die richtigen Weichen zu stellen. Daher begrüßen wir ausdrücklich das vorrangi-
ge Ziel der Bundesnetzagentur, durch die frühzeitige Bereitstellung von geeigneten Frequenzres-
sourcen die notwendige Planungs- und Investitionssicherheit zu schaffen. Insbesondere in Met-
ropolen und dichteren urbanen Bereichen geht mit der dort vorzufindenden spezifischen Topolo-
gie und vielschichtigen Infrastruktur von Gebäuden, Verkehrswegen und komplexen Versor-
gungssystemen ein erhöhter technischer Vernetzungsbedarf einher. Die notwendige Telekom-
munikationsinfrastruktur wird bereits seit zwei Jahrzehnten von regionalen Netzbetreibern aufge-
baut und bereits heute dritten Anbietern bereitgestellt. Somit verfügen regionale Telekommunika-
tionsunternehmen als zusätzliche und bewährte Treiber des Infrastrukturwettbewerbs regelmäßig 
nicht nur über ein weit ausgebautes, moderndes Glasfasernetz, welches die schnelle Anbindung 
der 5G-Standorte ermöglicht, sondern auch über die notwendige Flexibilität und Erfahrung, um 
auf regionale sowie lokale Projekte und Besonderheiten bedarfsgerecht reagieren zu können. 
 
Die Vielfältigkeit potentieller 5G-Anwendungen spiegelt sich in der Fülle unterschiedlicher techni-
scher Anforderungen an diese wider. Demnach sind bedarfsgerecht geeignete Frequenzen in 
verschiedenen Bereichen bereitzustellen, um den technischen Anforderungen spezifischer 5G-
Anwendungsfelder innovationsoffen gerecht zu werden. Mithin ist positiv zu bewerten, dass 
neben der geplanten Bereitstellung im Frequenzbereich 3.700 – 3.800 MHz zusätzlich eine Ein-
zelzuteilung von Kapazitätsfrequenzen im 26-GHz-Band auf Antrag in einem elektronischem 
Verfahren sowie technologie- und diensteneutral erfolgen soll. Weiterhin ist eine grundsätzlich 
angestrebte Defragmentierung der bestehenden Richtfunkfrequenznutzungen positiv hervorzu-
heben, um die einheitliche Nutzung zusammenhängender Frequenzblöcke zu ermöglichen. 
 
 
II. 
Zu 3. Spiegelpunkt 4: Zuteilung der Frequenzblöcke 
 
Bei der Zuteilung von Frequenzblöcken ist das Ziel einer störungsfreien, effizienten und bedarfs-
gerechten Frequenznutzung sowie das Anliegen zu berücksichtigen, auch zukünftig entstehen-
den Frequenzbedarf befriedigen zu können. Um beiden Zielsetzungen gerecht zu werden, sind 
Zuteilungsanträge und Frequenznutzungskonzepte, in denen das gesamte bereitgestellte Fre-
quenzband für einen Nutzer begehrt wird, regelmäßig abzulehnen, soweit es sich nicht um aus-
schließliche Indoor-Nutzungen handelt. Im Zweifel sind angesichts der Vielfältigkeit möglicher 
5G-Anwendungsfelder und der Notwendigkeit bedarfsgerechter Frequenzzuteilung eher mehrere 
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Frequenznutzer innerhalb des bereitgestellten Bandes zu befriedigen als ein einzelner Frequenz-
nutzer. Die derzeit geplante Zuteilung für die Betriebsart TDD in grundsätzlich 200-MHz-Blöcken 
oder einem Vielfachem hiervon auf eine Maximalgröße von 800 MHz zu begrenzen, ist hierzu im 
Ausgangspunkt geeignet. Dennoch ist, insbesondere bei der Beantragung eines großen zusam-
menhängenden Spektrums, umfassend zu prüfen, ob der Bedarf durch das Frequenznutzungs-
konzept gerechtfertigt ist. 
 
Wir stimmen mit den Erwägungen der Bundesnetzagentur überein, dass die Zuteilung grundsätz-
lich in 200-MHz-Blöcken erfolgen soll. Allerdings kann im Einzelfall eine Zuteilung von 50-MHz-
Blöcken oder einem Vielfachen davon durchaus sinnvoll sein. Aufgrund spezifischer Anforderun-
gen einzelner IoT-Anwendungen und dem aktuell fragmentierten Spektrum kann durch die Zutei-
lung von 50-MHz-Blöcken gegebenenfalls eine effiziente Frequenznutzung bewirkt werden. 
 
 
III. 
Zu 3. Spiegelpunkt 5, 6 und 7: Einzelfrequenzzuteilung und effiziente Frequenznutzung 
 
Eine Einzelfrequenzzuteilung zum Betrieb einzelner oder mehrerer Basisstationen in einem Ge-
biet erscheint notwendig, um eine störungsfreie Frequenznutzung sicherzustellen. Positiv zu 
bewerten ist die mögliche Antragsstellung und etwaige Einzelzuteilung der Gebietsgröße in Ab-
hängigkeit des jeweiligen Geschäftsmodells bzw. ggf. der Vielzahl von Geschäftsmodellen. Aller-
dings ergibt sich hierdurch für den Antragssteller ein erhöhter Aufwand, sowohl durch die Einzel-
zuteilung als auch durch die Notwendigkeit, ein nachvollziehbares Frequenznutzungskonzept 
vorzulegen, welches hinreichend Gewähr dafür bietet, dass eine effiziente Frequenznutzung im 
gesamten regional beantragten Gebiet erfolgen wird. Angesichts der Konsequenzen eines nicht 
den Anforderungen entsprechenden Frequenznutzungskonzepts oder einer – nach diesem zu 
bewertenden – mangelnden effizienten Nutzung im gesamten Zuteilungsgebiet, namentlich Ver-
sagung oder Widerruf der Zuteilung, wird deutlich, dass die Antragsstellung einen erheblichen 
Aufwand bedingen wird. In diesem Zusammenhang ist einerseits positiv zu bewerten, dass die 
Antragsbearbeitung elektronisch erfolgen soll und ein vereinfachtes Verfahren für Indoor-
Nutzungen vorgesehen ist. 
 
Andererseits sollte zusätzlich dieser erhöhte Aufwand bei der Festlegung eines initialen Beantra-
gungszeitraums berücksichtigt werden. Die Festlegung einer zeitlich angemessenen Frist, in 
welcher alle Anträge für die erstmalige Zuteilung im bereitgestellten 26-GHz-Band einzureichen 
sind, die anschließend bezüglich der formellen und materiellen Zuteilungsvoraussetzungen sowie 
deren Qualität von der Bundesnetzagentur zu bewerten und zu bescheiden sind, würde gewähr-
leisten, dass alle interessierten Unternehmen, einschließlich kleinerer und mittlerer Unternehmen, 
in einer für alle gleich gesetzten Frist Zuteilungsanträge stellen können. Der wesentliche Vorteil 
besteht im Vergleich zu einem Windhund-Verfahren darin, dass der Qualität des Antrags gegen-
über der Schnelligkeit der Antragsstellung der Vorzug gegeben wird. Im Nachgang an die initiale 
Zuteilung kann für die verbleibenden Frequenzbänder und Gebiete eine zeitlich unbefristete 
Antragstellung vorgesehen werden, die die Befriedigung zukünftig entstehenden Frequenzbe-
darfs ermöglicht. 
 
In dem Vorgenannten kommt auch die Notwendigkeit einer Konkretisierung zum Ausdruck, wann 
nach dem sinnvollen Grundsatz „use-it-or-lose-it“ Frequenzzuteilungen widerrufen werden sollen 
(§ 63 TKG), insbesondere hinsichtlich des Kriteriums einer effizienten Frequenznutzung im ge-
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samten regional beantragten Gebiet. Detailliertere Vorgaben hierzu würden die notwendige 
Rechts- und Planungssicherheit erhöhen. 
 
 
IV. 
Zu 3. Spiegelpunkt 8: Beschränkung der Antragsbefugnis 
 
Kritisch ist die – im Gegensatz zum Bereich 3.700 – 3.800 MHz – unbeschränkte Antragsbefug-
nis für Frequenzzuteilungen im Bereich 24,25 – 27,5 GHz zu bewerten. Wie bereits eingangs 
angeführt, spiegelt sich die Vielfältigkeit potentieller 5G-Anwendungen in der Fülle unterschiedli-
cher technischer Anforderungen an diese wider, wodurch für regionale Netzbetreiber nicht nur im 
Bereich 3.700 – 3.800 MHz ein Frequenzbedarf entsteht, sondern auch im 26-GHz-Band. Es 
besteht besonders in Ballungsgebieten die Sorge, dass eine fehlende Antragsbeschränkung auf 
regionale und ggf. lokale Antragsteller, d.h. auf Antragsteller, die nicht bereits über bundesweite 
Frequenznutzungsrechte verfügen, zu einer Blockade des bereitgestellten Spektrums im Bereich 
24,25 – 27,5 GHz führen könnte. Hierdurch würden nicht nur regionale Netzbetreiber massiv in 
der Realisierung ihrer Geschäftsmodelle gehindert werden, sondern innovationshemmend der 
Infrastruktur- und Dienstewettbewerb insgesamt. 
 
Um dem entgegen zu treten, bedarf es auch im 26-GHz-Band einer den Marktzutritt sichernden 
Antragsbeschränkung auf regionale Antragsteller, zumindest – wie bereits im 3,6-GHz-Band – 
auf einen Teilbereich des vorgesehenen Spektrums, z.B. 24,25 – 26,5 GHz unbeschränkt und 
26,5 – 27,5 GHz beschränkt auf regionale Antragsteller. Eine solche Beschränkung der Antrags-
befugnis ist geeignet und zwingend erforderlich, um im Sinne der Regulierungsziele des § 2 
Abs. 2 TKG eine effiziente Frequenznutzung sowie einen chancengleichen Wettbewerb sicherzu-
stellen, nachhaltig wettbewerbsorientierte Märkte zu fördern und mithin die Basis für innovative 
Anwendungen am Wirtschaftsstandort Deutschland zu schaffen. Schließlich ist eine Antragsbe-
schränkung auch angemessen, da den Nutzern bundesweiter Frequenzen bereits eine erhebli-
che Frequenzausstattung zur Realisierung ihrer Geschäftsmodelle zur Verfügung steht und zu-
dem der Frequenzbereich 28 GHz nach dem 31.12.2020 eine zusätzliche sowie tragfähige Alter-
native bietet. 
 
 
V. 
Zu 4.: Fragen der Bundesnetzagentur 
 
Die konkreten Verfügbarkeiten und der spezifische Leistungsumfang von 5G-Geräten für den 
gesamten 26-GHz-Bereich sind durch die Kapazitäten der Systemhersteller und die Nachfrage 
der Netzbetreiber sowie der Endkunden determiniert. Unsere Unternehmen planen eine bedarfs-
gerechte Nutzung in ihren Versorgungsgebieten. Nach unserer derzeitigen Einschätzung werden 
voraussichtlich Prototypen für den Privatkundenmarkt frühestens in der zweiten Hälfte des Jahres 
2019 zur Verfügung stehen und Prototypen für die industrielle Anwendung in der ersten Jahres-
hälfte 2021. Die Verfügbarkeit von Massenprodukten für die einzelnen Marktsegmente und somit 
den gesamten 26-GHz-Bereich wird nach unserer derzeitigen Prognose in einem einjährigen 
Nachlauf zu den jeweils genannten Terminen realisiert werden können. 
 
Die einzelnen Parameter der Nutzung geplanter Netze im 26-GHz-Band stehen in starker Ab-
hängigkeit von den Systemherstellern, insbesondere in Bezug auf die Frequenzraster der ange-
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botenen Basisstationen und Endgeräte. Ein möglicher Einsatz von Beamforming-Antennen im 
Netz kann in Verbindung mit der kleinen Zellgröße um die jeweilige Basisstation zu einer effizien-
ten und störungsfreien Frequenznutzung beitragen und wird daher in die Planung einbezogen. 
 
Wir stimmen mit den Erwägungen der Bundesnetzagentur überein, dass die Zuteilung grundsätz-
lich in 200-MHz-Blöcken erfolgen soll. Allerdings kann im Einzelfall eine Zuteilung von 50-MHz-
Blöcken oder einem Vielfachen davon durchaus sinnvoll sein. Aufgrund spezifischer Anforderun-
gen einzelner IoT-Anwendungen und dem aktuell fragmentierten Spektrum kann durch die Zutei-
lung von 50-MHz-Blöcken gegebenenfalls eine effiziente Frequenznutzung bewirkt werden (vgl. 
bereits oben unter II. zu 3. Spiegelpunkt 4: Zuteilung der Frequenzblöcke). 
 
 
VI. 
Schlussbemerkungen 
 
Die dargelegten entscheidenden Weichenstellungen bei der Zuteilung von 5G-Frequenzen im 26-
GHz-Bereich, insbesondere die Beschränkung der Antragsbefugnis auf regionale und lokale 
Betreiber, ermöglichen durch dezentrale Lösungen eine effiziente und bedarfsgerechte Nutzung 
des Frequenzspektrums und fördern somit auch die Wettbewerbsfähigkeit aller Marktakteure und 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland. Indem regionalen und lokalen Betreibern der Marktzutritt 
durch chancengleiche Bedingungen gewährt wird, kann sich langfristig die Abhängigkeit von den 
bundesweiten Netzbetreibern verringern, wodurch sowohl auf Dienste- als auch Infrastrukturebe-
ne die Wettbewerbsintensität zum Wohle der Innovation und Endnutzer erhöht wird. 
 
Für eine Berücksichtigung unserer dargelegten Positionen sind wir Ihnen dankbar und stehen 
Ihnen darüber hinaus gerne für weitere Anregungen und fachliche Diskussionen zur Verfügung. 
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